
wortung des tschechoslowakischen Nationalrates in Paris unterstellt wurde. Dieser

Vertrag vom 21. April 1917, den Rastislav M. Štefánik mit dem italienischen Minis-

terpräsidenten Orlando ausgehandelt hatte (Annex, S. 54 ff.), wird als Anerkennung

der Armee eines noch nicht existierenden Staates bewertet, was die Anerkennung der

Tschechoslowakei außerhalb der Monarchie präjudizierte.

In diesem Zusammenhang stand eine Tagung in Padula (Provinz Salerno) vom

15. Dezember 2012, die anlässlich der Einweihung eines Denkmals für die tschechi-

schen und slowakischen Kriegsgefangenen und Deserteure abgehalten wurde, die in

dem dortigen weitläufigen Klosterkomplex untergebracht und zu einer Legion zu-

sammengestellt worden waren. Die Reden, die zu diesem Anlass von Historikern

und Diplomaten gehalten wurden, finden sich in dem Sammelband, dazu die Texte

der relevanten Verträge sowie kleinere Beiträge über die Geschichte des Klosters,

den Alltag der Gefangenen, Berichte über andere Lager und schließlich zeitgenös-

sische Fotos von Personen und Einrichtungen. In einem Annex erläutert der Her-

ausgeber seinen Vorschlag, wegen der gewachsenen Rolle Deutschlands in Mittel-

europa in der Periodisierung den Begriff eines „langen Jahrhunderts“ für den Zeit-

raum zwischen der Reichsgründung 1871 und der Vereinigung des geteilten Deutsch-

lands 1991 zu verwenden.

Erftstadt Manfred Alexander 

Horčička, Václav: Lichtenštejnové v Československu [Die Liechtensteiner in der
Tschechoslowakei].
Agentura Pankrác, Praha 2014, 224 S., ISBN 978-80-86781-22-8.

Václav Horčička befasst sich in seiner jüngsten Publikation mit einem Thema, das

gleich zwei Gebiete tangiert, die in der Historiografie bislang zu kurz gekommen

sind: Das ist zum einen die tschechisch-liechtensteinische Geschichte, der sich eine

Historikerkommission erst seit zwei Jahren widmet, zum anderen die Frage, wie sich

der Adel in den böhmischen Ländern zu Staat, Nation und den großen Ideologien

des 19. und 20. Jahrhunderts verhalten hat. Abgesehen von Glassheims großem Buch

über die nationale Verortung des böhmischen Adels zwischen der Revolution 1848

und dem Ende des Zweiten Weltkriegs liegen zu diesem Themenkomplex bislang

nur Teilstudien vor.1

Die Monografie befasst sich in vier gleichgewichtig konzipierten Kapiteln zwar

vorwiegend mit der Entwicklung nach 1918, bietet dem Leser aber auch einen Über-

blick über die ältere Geschichte des Geschlechts der Liechtensteiner. Besonders

informativ ist der Teil, der der spezifischen Stellung der Familie in Österreich-

Ungarn gilt. Hier zeigt Horčička, dass sich die Liechtensteiner der Vorteile erfreuen

konnten, die mit ihrer Stellung als souveränes Herrscherhaus verbunden waren,

ihnen zugleich aber die Rechte nicht verwehrt wurden, die den Untertanen des

österreichischen Kaisers zustanden. Nur das machte es möglich, dass das Familien-

oberhaupt, Fürst Johann II., Mitglied des Wiener Herrenhauses werden konnte. Mit
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dem Zerfall der Monarchie am Ende des Ersten Weltkrieges erloschen auch diese

Privilegien. Die Liechtensteiner bewahrten sich zwar ihren Status der souveränen

Herrscher, die Tschechoslowakei lehnte es jedoch ab, diesen anzuerkennen, und

nahm keine diplomatischen Beziehungen zum Fürstentum Liechtenstein auf, weder

direkt noch vermittelt über die Schweiz.

Wie Horčička belegt, waren die tschechoslowakischen Behörden nicht prinzipiell

gegen die Anerkennung des Fürstentums, zuerst jedoch wollten sie die geplante

Bodenreform durchführen. Als Familie mit dem größten Grundbesitz in Mähren (in

den gesamten böhmischen Ländern kamen ihnen hinsichtlich des Eigentums an

Boden nur die Schwarzenberger gleich) waren die Liechtensteiner von diesem Pro-

jekt in besonderer Weise betroffen. Auf der Grundlage von Archivdokumenten

rekonstruiert Horčička detailliert die Verhandlungen über die Durchführung der

Reform. Er kommt zu dem Schluss, dass der Staat zwar ein Interesse an einer Nor-

malisierung der Beziehungen zu Liechtenstein hatte, die Behörden den Liechten-

steinern in einzelnen Angelegenheiten sogar entgegenkamen, das Hauptziel der Poli-

tik jedoch in der Enteignung von Teilen des Besitzes und seiner Zuteilung an Klein-

bauern und Personen ohne Grundbesitz lag. Begleitet wurde dieses Vorhaben von

der in einer Öffentlichkeit nicht unwirksamen Propaganda, die die Adelsfamilie für

die nach dem Sieg der Habsburger in der Schlacht am Weißen Berg einsetzende Re-

katholisierung und angebliche Germanisierung des Landes mitverantwortlich sprach.

Die Versuche der Liechtensteiner, den Streit um das Eigentum mit der Tschecho-

slowakei zu internationalisieren, blieben in der Zwischenkriegszeit erfolglos. Trotz

der Proteste der Schweiz, die die staatlichen Interessen des Fürstentums im Ausland

vertrat, verlor die liechtensteinische Primogenitur etwa 57 Prozent ihres Grund-

besitzes in den böhmischen Ländern – was ungefähr der Größe der Verluste anderer

böhmischer Adelsgeschlechter entsprach.

Das folgende Kapitel gilt der Zeit der deutschen Okkupation und des Zweiten

Weltkriegs, für die Horčička ein ausgewogenes Bild zeichnet. Er schildert die mit der

Besetzung durch Deutschland verbundenen Probleme bei der Verwaltung des

Familienbesitzes, das mitunter schwierige Verhältnis zu den Okkupanten und das

Bemühen der Adeligen, den Familien der tschechischen Angestellten entgegen-

zukommen, verweist aber auch auf die Vorstöße der Dynastie, die Ergebnisse der

ersten tschechoslowakischen Bodenreform zu korrigieren und eine Änderung des

nach dem Münchner Abkommen festgelegten Grenzverlaufs bei Lundenburg

(Břeclav) zugunsten Deutschlands zu erreichen. 

Nach dem Mai 1945 wurde der Familienbesitz der Liechtensteiner auf der Grund-

lage der so genannten Beneš-Dekrete enteignet. Dabei berief sich der Staat auf die

angebliche deutsche Nationalität des regierenden Fürsten und weiterer Familien-

mitglieder, argumentiert wurde im Wesentlichen also nicht mit der Tätigkeit Fürst

Franz Josefs II. während des Krieges. Horčička kann nachweisen, dass sich selbst die

beteiligten tschechoslowakischen Staatsorgane der Legitimität dieser Konfiskationen

nicht sicher waren. So stellte etwa die Tatsache ein Problem dar, dass der Fürst nicht

nur Bürger, sondern auch Oberhaupt eines neutralen Staates war. Verglichen mit

Schweizern oder den so genannten Altösterreichern wurden die Staatsbürger Liech-

tensteins aber mit großer Härte behandelt, was Horčička einerseits auf deren
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umfangreiche Besitztümer, andererseits auf die Vorbehalte gegen die angeblichen

Profiteure der Schlacht am Weißen Berg zurückführt. Das Engagement der Schweiz

im Fall Liechtenstein blieb nach dem Zweiten Weltkrieg nicht ganz ohne Wirkung,

doch agierten die Eidgenossen, wie Horčička zeigt, sehr vorsichtig und hatten vor

allem die Interessen der eigenen Bürger im Blick. 

Das abschließende Kapitel gilt den Bemühungen Liechtensteins nach 1948, eine

Rückgabe von Besitz bzw. Entschädigung von der Tschechoslowakei wie auch der

Bundesrepublik Deutschland zu erreichen. Der Autor rekonstruiert die rechtliche

und politische Argumentation aller beteiligten Seiten, wobei er auch auf Konflikte

innerhalb der Dynastie eingeht, und listet die – letztlich vergeblich gebliebenen –

Versuche auf, Entschädigungen zu erwirken. 

Prag Jan Županič 

Pehr, Michal/Šebek, Jaroslav: Československo a Svatý stolec. Od nepřátelství ke spo-
lupráci (1918-1928). I. Úvodní studie [Die Tschechoslowakei und der Heilige Stuhl.
Von Feindschaft zur Zusammenarbeit (1918-1928) I. Einführende Studie]. 
Masarykův ústav a Archiv Akademie věd ČR, v.v. i., Praha 2012, 230 S., ISBN 978-80-86495-
73-6.

Helan, Pavel/Šebek, Jaroslav (Hgg.): Československo a svatý stolec. II/1. Kongregace
pro mimořádné církevní záležitosti (1919-1925). Výběrová edice dokumentů [Die
Tschechoslowakei und der Heilige Stuhl. II/1. Die Kommission für außerordentliche
Kirchenangelegenheiten (1919-1925). Edition ausgewählter Dokumente]. 
Masarykův ústav a Archiv akademie věd ČR, v.v. i., Praha 2013, 308 S., ISBN 978-80-86495-
74-3.

Die beiden vorliegenden Bände sind das Ergebnis eines Forschungsprojektes von

Michal Pehr, Jaroslav Šebek, Pavel Helan und Marek Šmíd über die Beziehungen

zwischen dem Vatikan und der Ersten Tschechoslowakischen Republik (ČSR). Die

einführende Studie von Pehr und Šebek fasst die Ergebnisse für den Zeitraum von

1918 bis 1928 zusammen. Der erste Teil (II/1) einer dazugehörigen dreibändigen

Quellenedition beinhaltet Materialien der „Kommission für außergewöhnliche

Kirchenangelegenheiten“, soweit diese die Beziehungen des Vatikans zur Tschecho-

slowakei in den Jahren von 1919 bis 1925 betreffen. Zwei weitere Quellenbände,

einer für die Folgezeit bis 1928 (II/2), ein weiterer mit einer Auswahl tschechischer

Quellen (III), sind in Vorbereitung.

Studie und Edition schließen eine Forschungslücke: Obwohl die Geschichte der

katholischen Kirche in der Ersten Republik – insbesondere der politische Katho-

lizismus, das Kirchenschisma von 1920 und in Teilen auch die vatikanische Politik

gegenüber der Republik – gut erforscht ist, fehlten bisher Erkenntnisse über die

inneren Beziehungen zwischen dem tschechoslowakischen Staat und dem Heiligem

Stuhl, die sich früh entwickelten, erst 1927 aber im sogenannten modus vivendi tat-

sächlich geregelt wurden. Die Autoren stützen sich auf eine beeindruckende Menge

an ungenutztem Archivmaterial und stellen vor allem die jeweiligen Binnenperspek-

tiven beider Seiten einander gekonnt gegenüber. Der Leser erhält daher einen wich-

tigen Einblick in deren gegenseitige Wahrnehmung.
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